
Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
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den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und



„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten



Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!

Bundeswehr raus aus der Schule
–  Katastrophenschutz  sieht
anders aus!
von Leonie Schmidt, März 2024

Die  deutsche  Bildungsministerin  Bettina  Stark-Watzinger  (FDP)  macht
aktuell auf sich aufmerksam, indem sie sich für mehr „Zivilschutzübungen“
an  Schulen  einsetzt.  In  Zeiten  von  Kriegen,  Umweltkatastrophen  und
Pandemien ist das auf den ersten Blick ein nachvollziehbares Anliegen. Doch
was  zunächst  vielleicht  harmlos  erscheint,  soll  ganz  andere  Ausmaße
annehmen. Stark-Watzinger möchte nämlich, dass auch die Bundeswehr sich
an  die  Schulen  begibt  und  diese  ein  „unverkrampftes  Verhältnis  zur
Bundeswehr“ entwickeln müssten. Die Bedrohung der Freiheit solle so uns
Jugendlichen  nähergebracht  werden.  Aber  hey,  wenn  wir  dann  weniger
Mathe-Aufgaben lösen müssen, ist das doch voll entspannt, oder nicht?! Wir
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finden, die Bundeswehr hat an der Schule nichts verloren. Warum, wieso und
weshalb, lest ihr hier in diesem Artikel.

Jugend im Krieg – voll normal und niemand
kann was dafür?
Die Forderungen von Stark-Watzinger reihen sich ein in eine Vielzahl von
Stimmen,  die  mit  aller  Kraft  uns  Jugendliche  für  eine  Tätigkeit  bei  der
Bundeswehr  rekrutieren  wollen.  Minister:innen,  die  über  die
Wiedereinführung der  Wehrpflicht  plaudern,  eine  KIKA-Show,  die  Panzer
über deutsche Waffenlieferungen in die Ukraine reden lässt,  oder auch die
Bundeswehr  selber,  die  auf  Gaming-Messen  Stände  unterhält  und  das
Ermorden von „menschlichen Zielen“ dort als Spielspaß für Nerds darstellt
(schließlich ist der asymmetrische Krieg durch Drohnen jetzt voll digital).
Selbst bei den Kleinsten unserer Gesellschaft wird schon angesetzt: zum Tag
der Bundeswehr gibt es immer ein familienfreundliches Programm in den
Kasernen  mit  Hüpfburgen,  Kinderschminken  und  natürl ich
Panzerbesichtigungen,  damit  auch  Generation  Alpha  schon  den  Traum
entwickeln kann, später einmal das deutsche Kapital zu beschützen. Denn die
Bundeswehr hat Personalmangel und wer könnte besser deutsche Interessen
verteidigen,  als  Jugendliche,  die  nicht  wirklich  wissen,  was  sie  später
beruflich einmal machen wollen? Das ist natürlich problematisch, denn so
werden wir jungen Menschen mit absurden Versprechungen und viel Geld an
die Front gelockt. Wir dürfen mit 17 Jahren noch nicht mal wählen, aber uns
für eine Ausbildung bei der Bundeswehr verpflichten und mit Schusswaffen
üben geht klar. Mit 17 dürfen wir zwar noch nicht in den Einsatz geschickt
werden,  sobald  wir  18  sind,  ist  das  aber  im  „Spannungs-  oder
Verteidigungsfall“ durchaus schon möglich. All das bedeutet in Folge meist
Posttraumatische  Belastungsstörung,  Mobbing  und  sexualisierte  Gewalt
inklusive, wenn wir nicht vorher schon für unser Heimatland verreckt sind.

Aufrüstung soweit das Auge reicht
Die Bundeswehr muss wieder kriegstüchtig werden, so ist sich zumindest die
herrschende Klasse einig.  In den letzten Wochen wurde sogar über eine



deutsche bzw. europäische atomare Aufrüstung debattiert. Aus der Sicht der
Imperialist:innen  völlig  nachvollziehbar,  denn  die  Blockbildung  und  die
Konflikte im Kampf um die Neuaufteilung der Welt nehmen jährlich zu, wie
wir es unter anderem in der Ukraine beobachten können, aber auch z.B. in
Taiwan  oder  Palästina.  Als  Neuaufteilung  der  Welt  bezeichnen  wir  die
Bestrebungen der imperialistischen Mächte, wie z.B. der USA, China und der
EU, die Welt und somit ihre Einflusssphären neu aufzuteilen. Sie tun dies, da
das Zeitalter der Globalisierung vorbei ist und es keine neuen Märkte mehr
zu erschließen gibt, was aber für anhaltende Profite, aufgrund der fallenden
Tendenz der Profitrate, von Nöten wäre. Die EU, unter anderem also auch
Deutschland, steht da aktuell eher schlecht da, da sie in den letzten Jahren
deutlich  an  Einfluss  verloren  hat.  Aufgrund  der  ideologischen
Verschleierungen rund um den Ukraine Krieg scheint es, als ob sich der
Krieg  nicht  um  die  verschiedenen  internationalen  Einflusssphären,
Kapitalinteressen und deren Verteidigung drehe, sondern dass es sich hier
um einen Kampf zwischen Demokratie und Autokratie handeln würde. Für
viele Teile der Bevölkerung, ist dieser Gedanke scheinbar unterstützenswert
und sie sind der Ansicht, dass eine Demokratie auch wehrhaft sein müsste.
Das liegt  in  großen Teilen an der  ideologischen Aufladung des  Ukraine-
Krieges,  der  in  den  bürgerlichen  Medien  vielerorts  den  Stempel  eines
„Neuen Kalten Kriegs“ bekommen hat. Bei einer repräsentativen Befragung
von Menschen ab 16 Jahren in Deutschland befürworteten 57 % weitere
Erhöhung  des  Verteidigungsetats  sowie  der  Zahl  der  Soldatinnen  und
Soldaten der Bundeswehr (ZMSbw 2023). Nur 8% forderten eine Abrüstung
(ebenda). Des Weiteren standen 9 von 10 Befragten der Bundeswehr positiv
gegenüber  (ebenda).  Kein  Wunder  also,  dass  die  Stimmen  der
Kriegsminister:innen  aktuell  wenig  Gegenwind  erfahren.  So  mischt  zum
Beispiel auch die Gewerkschaft IG Metall munter mit, in dem sie sich zu
Beginn des Jahres den Aufrüstungsvorhaben der Bundeswehr anschloss und
so die Interessen von Arbeiter:innen und uns Jugendlichen verriet.  Damit
stellt sie sich nicht nur auf die Seite der Regierung, sondern auch auf die der
sogenannten  Arbeitgeber:innen:  so  befindet  sich  der  Rüstungskonzern
Rheinmetall nun kurz vor der Verzehnfachung ihrer Artillerieproduktion.  Die
Ampel selber konnte schließlich auch 100 Milliarden für die Aufrüstung aus
dem Ärmel schütteln, während in den meisten sozialen Bereichen massiv
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gekürzt wurde. Kürzungen betreffen die Hilfen für Kinder und Jugendliche
aus  ärmlichen  Verhältnissen,  Frauenhäuser,  das  Gesundheitssystem aber
auch den Umwelt- und Katastrophenschutz. Nebenbei bedeutet der massive
Reallohnverlust  für  viele  Arbeiter:innen  und  ihre  Kinder,  dass  sie  sich
Alltägliches  nicht  mehr leisten können und überall  sparen müssen.  Aber
Hauptsache,  niemand  geht  der  Freiheit  und  der  demokratischen
Grundordnung  an  den  Kragen!  Dieses  ideologische  Einstimmen  auf  die
Militarisierung soll nun an unseren Schulen zur Realität werden. Doch die
Kriege nützen nur der herrschenden Klasse. Auch aus einer ökonomischen
Perspektive  macht  Kriegsführung  für  sie  Sinn,  denn  so  können  sie  in
Krisenzeiten, in denen die Absatzmärkte einbrechen, überflüssiges Kapital
vernichten, indem sie dieses z.B. in Aufrüstung stecken und dann im Falle
eines erfolgreichen Kriegs auch noch ihre Einflusssphäre ausweiten. Doch im
Interesse von uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenklasse ist das alles
nicht: Es ist nicht die herrschende Klasse, die im Waffen- und Bombenfeuer
sterben wird oder die aufgrund von Ressourcenknappheit  hungern muss,
sondern wir sind es! Daher sagen wir ganz klar: Kein Cent, kein Mensch dem
Militarismus.

Die  Bundeswehr  könnte  in  Fällen  von  Aufständen  und  Unruhen  im
Landesinneren natürlich ebenso gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden, auch wenn das niemand gerne zugibt. Gerade in Zeiten von Krisen
sollten wir jedoch vor dieser Möglichkeit nicht die Augen verschließen. Zwar
ist  die  Bundeswehr  hauptsächlich  für  die  Verteidigung  nach  Außen
eingesetzt,  jedoch  ist  ihre  Aufgabe  der  Schutz  des  Landes  und  der
demokratischen Grundordnung. Ein Generalstreik umzingelt  von Leopard-
Panzern? Nicht so der Vibe!

Da in Deutschland bald Wahlen anstehen, werfen wir hierauf noch einen
kurzen Blick:  Die  AfD fordert  besonders  aktiv  die  Wiedereinführung der
Wehrpflicht. Da mit dem Rechtsruck Abschottungspolitik und Nationalismus
noch mehr in den Fokus rücken, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist, muss
uns klar sein, dass wir uns nicht nur gegen die Militarisierung, sondern auch
gegen den Rechtsruck im Allgemein organisieren müssen.



Katastrophenschutz? Der Kapitalismus ist die
Katastrophe!
Bevor wir zu unserer Perspektive kommen, wollen wir hier noch kurz auf die
Doppelmoral  des  Katastrophenschutzes  schauen.  Erstmal  ist  es  natürlich
nicht grundsätzlich abzulehnen, dass die Bevölkerung in der Lage versetzt
werden soll, sich zu schützen, und dies auch schon in der Schule thematisiert
werden  soll.  Ironischerweise  wird  gerade  das  jedoch  immer  wieder
skandal is iert ,  wenn  auf  d ie  Geschichte  der  degenerierten
Arbeiter:innenstaaten, wie der DDR oder der UdSSR geblickt wird, in denen
solche Übungen gängige Unterrichtsinhalte waren. Doch selbst, wenn wir
den Krieg mal ausblenden, so sind auch die anderen möglichen Katastrophen
solche,  die  uns der  Kapitalismus und die  herrschende Klasse bescheren.
Insbesondere bei der Umweltkrise leuchtet das schnell ein. Natürlich ist es
für  die  Bourgeoisie  bequemer,  uns  darauf  zu  drillen  uns  im Falle  einer
Umweltkatastrophe so oder so zu verhalten, anstatt die Ursachen für diese
Katastrophen  und  das  Leid  selber  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  nicht  nur
bequemer, sondern es wäre auch gar nicht in ihrem Interesse, denn den
Katastrophen kann letztlich nur ein Systemwechsel ein Ende setzen, was für
die Kapitalist:innen bedeuten würde, ihre Privilegien und ihren Besitz an
Produktionsmitteln aufgeben zu müssen.

Okay – und jetzt?
Wir finden, die Bundeswehr sollte sich nicht vor unsere Schulklassen stellen
und das Morden in aller Welt im Interesse des deutschen Kapitals als etwas
Erstrebenswertes  verkaufen.  Falls  ihr  also  hört,  dass  die  Bundeswehr in
eurer  Schule  vorbeischauen  will,  sagt  uns  und  eueren  Mitschüler:innen
Bescheid, damit die Veranstaltung blockiert werden kann. Dafür kann man
sich erstmal in der Schule treffen, Flyern, einen Bannerdrop planen oder
auch eine Vollversammlung ausrufen. Damit das klappt, ist es auch sinnvoll,
eine  antikapitalistische,  linke  Schulgruppe  aufzubauen.  Sagt  uns  gerne
Bescheid, wenn ihr Hilfe braucht! Als kommunistische Jugendorganisation
haben wir damit schon viel Erfahrung sammeln können.



Doch nur an der Schule können wir die Militarisierung nicht aufhalten. Wir
müssen uns in allen Teilen unseres Lebens organisieren,  als  Jugend und
zusammen mit der Arbeiter:innenklasse. Wir müssen daher auch eine neue
Jugendinternationale  und  eine  neue  revolutionäre  Partei  aufbauen.
Außerdem braucht es eine massenhafte Anti-Militarisierungsbewegung, an
der auch die Gewerkschaften und die reformistischen Arbeiter:innenparteien
teilnehmen, auch wenn sie uns gerade massiv in den Rücken fallen.  Die
Gewerkschaften müssen durch Basisoppositionen zurückerobert werden. Nur
mit ihnen und der Arbeiter:innenklasse lässt sich das Morden beispielsweise
durch  Blockaden  von  Waffenlieferungen  beenden  und  letztlich  der
Kapitalismus  durch  eine  revolutionäre  Systemüberwindung  zerschlagen.
Denn: wahren Frieden kann es in der Klassengesellschaft nicht geben, erst
der  Sozialismus  kann  diesen  uns  und  allen  Menschen  auf  der  Welt
ermöglichen. Lassen wir nicht zu,  dass wir,  unsere Freund:innen, unsere
Mitschüler:innen,  unsere  Bekannten,  unsere  Familien  und  unsere
Nachbar:innen zu Kanonenfutter  werden.  Konkret  setzen wir  uns für die
folgenden Forderungen ein:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen  gemeinsam mit
der Arbeiter:innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.



Von Athen bis Berlin: Gerechte
Bildung muss erkämpft werden!
Von Jona Everdeen, Februar 2024

Seit  mehreren  Wochen  sind  jetzt  über  100  Universitäten  in  ganz
Griechenland  besetzt.  Jeden  Donnerstag  demonstrieren  zehntausende
Studierende  gegen  ein  neues  Gesetz  der  rechtskonservativ-neoliberalen
Regierung Mitsotakis, das vorsieht, künftig private Universitäten einzuführen
und somit die öffentliche Bildung massiv zu untergraben. Wir solidarisieren
uns mit  diesen Protesten und rufen auf,  eine europaweite Bewegung für
gerechte  Bildung und gegen die  Folgen der  neoliberalen  Politik  der  EU
aufzubauen!

Privatisierung als Folge neoliberaler Politik
Die  Privatisierung  der  Bildung  muss  als  weiterer  Teil  der  massiven
Privatisierungswelle  betrachtet  werden,  die  Griechenland  in  den  letzten
Jahren erlebte.  So wurden u.a.  schon Eisenbahn,  Energieversorgung und
Immobilien  privatisiert.  Diese  radikale  neoliberale  Politik  wurde
Griechenland  in  Folge  der  Staatsschuldenkrise  aufgezwungen.  Mit
Maßnahmen, die als Wirtschaftskrieg bezeichnet werden können, zwang die
vom  kürzlich  verstorbenen  Wolfgang  Schäuble  angeführte  Troika  die
linksreformistische SYRIZA-Regierung dazu,  eine brutale Austeritätspolitik
zu akzeptieren. Hier taten die Reformist:innen wieder einmal, was sie am
besten können:  Die  Arbeiter:innenklasse  und Jugend verraten,  indem sie
entgegen der Referendumsentscheidung der Griech:innen vor dem Troika-
Terror  kapitulierten.  Mit  61,31  %  war  die  aufgezwungene  Sparpolitik
eigentlich  abgelehnt  worden,  doch  SYRIZA  versprach  viel,  täuschte  die
griechische Bevölkerung sogar hinsichtlich des desaströsen Zustandes des
Staates und machte letztendlich wenig. Die Folgen für Griechenland waren
fatal  und  prägen  das  Land  noch  immer  massiv:  Proletarische  und
kleinbürgerliche Massen verarmten, da Lohnkürzungen und der Abbau von
Arbeitsrechten erzwungen wurden. Die heutige rechte Regierung der Nea
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Dimokratia hingegen privatisiert ganz von alleine munter vor sich hin, so wie
es eben jede bürgerlich-konservative Regierung tut.  Für die griechischen
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  sorgte  die  Austeritätspolitik  für  eine
massive Verschlechterung der Lebensbedingungen. Löhne sanken und Preise
für  Strom,  Miete  und  Lebensmittel  stiegen.  Die  massive  Krise  des
bürgerlichen  Staates  soll  also  auf  dem  Rücken  der  Armen  ausgetragen
werden. Auch für das katastrophale Zugunglück von Tembi 2023, bei dem 57
Menschen starben, ist die neoliberale Privatisierungspolitik verantwortlich,
da sie dafür sorgte, dass das Bahnsystem marode wurde. Die Ermöglichung
von Privatisierung im Bildungssektor ist nun der nächste Schritt in dieser
Reihe.  Die  Folgen für  Jugendliche  wären dabei  katastrophal.  So  würden
Investitionen in öffentliche Bildungseinrichtungen noch weiter zurückgehen
und es  würde eine riesige Kluft  entstehen zwischen denen,  die  sich die
Privatuni leisten können und denen, die mangels Geld gezwungen wären,
weiter eine öffentliche Uni zu besuchen. Langfristig öffnet das Gesetz sogar
die Möglichkeit dafür, dass höhere Bildung komplett privatisiert wird und
sich nur noch Leute mit viel Geld leisten könnten, überhaupt zu studieren.

Das Problem ist ein internationales!
Griechenland ist durch die Eurokrise eines der Länder, das besonders stark
von neoliberaler Austeritätspolitik, diktiert durch die EU, betroffen ist. Das
liegt  auch  daran,  dass  es  aufgrund  der  massiven  wirtschaftlichen
Abhängigkeit  in  einem  halbkolonialen  Verhältnis  zu  Deutschland  und
Frankreich steht. Doch alleine ist Griechenland mit dem Problem nicht. Im
Gegenteil, ganz Europa und große Teile der Welt sind mehr oder weniger
stark betroffen! Ob Deutschland oder Italien, Griechenland oder Österreich:
In quasi  jedem europäischen Land hat es,  von der EU massiv befördert,
zahlreiche  Privatisierungen  gegeben.  Von  Gebäuden  über  Infrastruktur,
öffentliche Dienstleistungen wie das Gesundheitssystem bis hin zur Bildung.
Die Angriffe auf Schüler:innen und Studierende nehmen dabei immer weiter
zu, sei es auf die direkte und spürbarste Art durch die Privatisierung, oder
aber  auch  etwas  indirekter  durch  Unterfinanzierung,  die  zu  maroden
Schulgebäuden und viel zu wenig Personal führt. Auch Preissteigerungen für
Mensaessen oder Lernmaterialien machen gute Bildung immer weiter  zu



einem  Privi leg  der  wenigen  bessergestel lten  Schichten  der
Arbeiter:innenklasse und des Kleinbürger:innentums und der Reichen selbst.
Dazu kann man zunehmende Repressionen gegen linkspolitische Meinungen
und Aktivitäten an den Schulen und Universitäten beobachten, wie z. B. bei
der  Unterdrückung  jeglicher  Palästina-Solidarität  in  Deutschland  oder
Italien.  Die  strukturelle  Krise  des  Kapitalismus zwingt  die  Staaten dazu,
einerseits  an  der  Bildung  zu  sparen,  andererseits  aber  auch  die
Schüler:innen  und  Studierenden  auf  die  verschärfte  Ausbeutung  am
zukünftigen  Arbeitsplatz  vorzubereiten  und  dabei  die  Linie  des  Staates
ideologisch zu festigen. Das ist zwar auch ein grundsätzliches Merkmal von
Bildung  im  Kapitalismus,  da  so  die  vorherrschenden  Ideen  reproduziert
werden, jedoch ist es in Krisenzeiten noch einmal massiver vonnöten, um
jeglichen Widerstand zu brechen. Uns ist dabei bewusst, dass Bildung im
Kapitalismus eben nie das Ziel hat, uns wirklich zu bilden und in unseren
Stärken zu fördern, sondern nur gehörige Arbeiter:innen zu schaffen, welche
sich ohne Aufschrei ausbeuten lassen sollen. Dass eine gerechte Bildung mit
neoliberaler Politik also nicht vereinbar ist, sollte allen klar sein.

Doch was braucht es stattdessen?
Neben einer kompletten Verstaatlichung der Bildung, also dem sofortigen
Stopp  aller  Bildungsprivatisierung  und  der  Verstaatlichung  aller  bereits
existierender  Privatschulen  und  Unis  sowie  der  Streichung  jeglicher
Gebühren  für  Bildung,  braucht  es  deshalb  auch  ein  komplett  neues
Bildungssystem. Eins, das von Lehrenden und Lernenden sowie Organen der
Arbeiter:innenklasse demokratisch geplant und verwaltet wird, anstatt dass
ein Bildungsministerium oder ein autoritärer Unisenat entscheidet, was und
wie  wir  zu  lernen  haben!  Dazu  braucht  es  auch  ein  Ende  des
Konkurrenzsystems unter den Lernenden, das sich vor allem in der Benotung
ausdrückt.  Kostenloses Mensaessen,  Unterrichtsmaterialien und Nachhilfe
sind  darüber  hinaus  nötig,  damit  wirklich  niemand  in  Schule  oder  Uni
aufgrund  fehlender  finanzieller  Mittel  benachteiligt  wird  und  die
Verdrängung ins Private nicht weiter patriarchale Strukturen fördert, welche
Mütter durch unentlohnte Hilfe bei den anfallenden Hausaufgaben und das
Schmieren von Pausenbroten zusätzlich ausbeuten! Zusammenfassend lässt



sich sagen: Wir wollen und brauchen eine Bildung, die uns nicht für den
Konkurrenzkampf des Kapitalismus und die harte Realität der Lohnarbeit im
Kapitalismus formt, sondern uns ermöglicht, nach unseren Interessen und
Fähigkeiten entsprechend weiterzubilden!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung  in
Kampfeinheit mit den Arbeiter:innen!
Die Angriffe auf unsere Bildung und somit direkt auf uns als Jugendliche, als
Schüler:innen und Studierende, sind Ergebnis der kapitalistischen Krise und
des  Neoliberalismus.  Diese  Spielart  des  kapitalistischen  Regierens  ist
international vorherrschend und wird durch die EU und BRD befeuert, wenn
nicht gleich ihren Mitgliedern aufgezwungen. Er greift dabei nicht nur uns
an,  sondern  auch  und  ganz  besonders  die  Arbeiter:innen,  deren
Lebensbedingungen  in  Folge  von  Privatisierungen  und  anderen
Spaßmaßnahmen immer schlechter werden. Um die Krise zu überwinden, die
neoliberalen  Angriffe  zurückzuschlagen  und  eine  gerechte  Bildung  zu
erkämpfen, müssen wir darum eine Bewegung aufbauen, die sich neben uns
als Schüler:innen, Auszubildende und Studierende auch und gerade auf die
Arbeiter:innen und ihre Organisationen, die Gewerkschaften, stützt. Dafür
müssen wir in den Gewerkschaften gegen die Taktik der Sozialpartnerschaft,
des faulen Kompromisses mit Bossen und Regierung kämpfen. Wir müssen
die reformistischen Parteien, die ihre Basis in der Arbeiter:innenbewegung
haben, wie z. B. die Linkspartei in Deutschland oder SYRIZA in Griechenland,
dazu auffordern,  sich einer  Einheitsfront  gegen die  neoliberalen Angriffe
anzuschließen. Im gemeinsamen Kampf müssen wir dann aufzeigen, dass die
reformistischen  Führungen  sie  nicht  von  den  Auswirkungen  neoliberaler
Politik und der tagtäglichen Hölle des Kapitalismus befreien werden können.
Es reicht nicht, wenn dies nur in einem Land geschieht, besonders nicht
innerhalb der  EU.  Denn es  war die  EU,  angeführt  von Deutschland,  die
SYRIZA 2014 zur Kapitulation und Annahme der Troika-Diktate zwang. Das
wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht nur in Griechenland, sondern auch
in Deutschland Generalstreiks stattgefunden hätten, die Schäuble aus dem
Amt gejagt und seine Austeritätspolitik auch in Deutschland beendet hätten!
Um  in  Zukunft  siegen  zu  können,  Privatisierungen,  Austerität  und



Kapitalismus  zu  beenden  und  eine  gerechte  Bildung  sowie  ein  besseres
Leben für uns alle zu erreichen, braucht es eine internationale Jugend- und
Arbeiter:innenbewegung  im  engem  Bündnis,  welche  geeint  dem  Kampf
gegen „unsere“ jeweiligen Staaten und die EU führen! Hier in Deutschland
als führende Macht in der EU gilt es sich besonders mit allen von deutscher
Politik  Betroffenen  zu  solidarisieren  und  sich  gegen  die  „eigenen“
Imperialisten  zu  stellen.  Nur  eine  europaweite  Massenbewegung  mit
revolutionärer  Führung  kann  die  Basis  dafür  sein,  das  kapitalistisch-
neoliberale  Europa  zu  Fall  zu  bringen  und  durch  die  vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa  zu  ersetzen!

Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
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heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt



und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen
Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das



Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!
Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden



Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,
Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die



Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
an unseren Schulen!

Für kostenloses Schulessen und
Schüli-Kontrolle  über
Speisepläne!
von Oskar Oi, Februar 2024

Schüler:innen aus Braunschweig hatten vor einigen Wochen ihr schlechtes
Mensa-Essen  endgültig  satt.  Deswegen  haben  sie  sich  kurzerhand  dazu
entschlossen, die Mensa zu bestreiken. Wir Schüler:innen kennen das leidige
Thema: Wir müssen in kürzerer Zeit und dafür länger in den Nachmittag
hinein möglichst viel Unterrichtsstoff lernen und oft in der Schule essen.
Nicht  nur  mit  dem Leistungsdruck dürfen wir  uns  herumschlagen:  Auch
haben wir während der Zeit, die wir in der Schule verbringen, häufig Essen,
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das  uns  nicht  zufriedenstellt  und  ungesund  ist.  Die  Braunschweiger
Schüler:innen gehen mit Beispiel voran und hatten mit ihrem Streik auch
noch erfolgt! Es brauch: Schüler:innenkontrolle über die Speisepläne und
darüber hinaus dieses Essen auch umsonst! Doch was macht die deutsche
Staat wegen dem schlechten Schulessen?

Als  Gegenmaßnahme  des  Problems  hat  die  Bundesregierung  eine  neue
Strategie für unser Schulessen beschlossen: Weniger Fleisch, Zucker, Fett
und Salz – dafür mehr Gemüse und Obst sollen auf den neuen Speiseplänen
stehen. Das Landwirtschaftsministerium feiert sich jetzt zwar selbst auf der
Website, allerdings ernten sie viel Kritik von der bürgerlichen Presse. So
schreibt  beispielsweise  „Foodwatch“:  „Für  dieses  wohlklingende,  aber
weitgehend folgenlose Papier hat die Ampel-Koalition also die Hälfte ihrer
Legislaturperiode gebraucht?“ Die Strategie wird auch von der AOK oder
dem  WWF  kritisiert,  da  keine  Umsetzung  zu  erwarten  ist  bzw.  nicht
dargelegt wird, wie die Ideen konkret umgesetzt werden sollen. Auch wir
teilen diese Kritik, sehen die Problemfelder aber noch weitreichender und
schätzen es auch nicht als realistisch ein, dass tatsächliche Verbesserungen
für uns alle dadurch erreicht werden. Die Ernährungsstrategie ändert nichts
an den herrschenden Verhältnissen der Unterfinanzierung von Schulen. Sie
soll  zwar verbindlich sein,  aber de Facto wird nicht  ersichtlich,  wie das
durchgesetzt  werden  soll.  Somit  wird  wohl  kaum  eine  Schule  oder  ein
Unternehmen  diese  doch  eher  als  Vorschlag  zu  betrachtende  Strategie
umsetzen.

An Schulen ist das Essen häufig so schlecht, dass viele Schüler:innen auf
ungesundes  Fastfood  oder  das  gute,  alte  Pausenbrot  zurückgreifen.  Oft
können  die  Kosten  für  das  Schulessen  die  Schülerschaft  spalten,  da
Arbeiter:innenfamilien häufig nicht das Geld für die tägliche Versorgung mit
einer warmen Mahlzeit in der Schule aufbringen können, aber in Vollzeit
arbeiten müssen. Die Tendenz geht in Richtung immer längerem Unterricht,
weil sich viele Eltern nicht mehr leisten können, nur halbtags arbeiten zu
gehen,  um  beim  Lernen  zu  helfen,  und  der  Schulstoff,  der  zunehmend
komplexer wird und in kürzerer Zeit durchgedrückt werden muss. Dennoch
haben viele Schulen das Essen den jetzigen Verhältnissen nicht angepasst.



So assoziieren  viele  Schüler:innen ihr  Mensaessen  mit  ungesunden,  sich
häufig wiederholenden Speisen.

Auch Schulen unterliegen bei dem Thema der Logik des Marktes und müssen
einen günstigen Anbieter für das Essen auswählen, was häufig der Auslöser
für das schlecht schmeckende, teils ungesunde Essen ist. Als eine weitere
Maßnahme,  um die  Kosten  gering  zu  halten,  haben einige  Schulen  sog.
„Mensamütter“, also Arbeiter:innen (meistens Frauen), die in der Kantine
arbeiten,  aber  nicht  kochen.  Damit  wird  die  Rolle  der  Mutter  in  der
bürgerlichen Familie auch noch außerhalb des Privaten institutionalisiert.
Wenn diese Frauen Bezahlung erhalten, dann ist diese sehr gering, sodass
sie abhängig von ihren Ehemännern bleiben. Allein schon durch den Namen
wird den Frauen (Müttern) ihre Rolle in der Care-Arbeit zugeschrieben.

Kollektive  Küchen  rein  in  Schule,  Uni  und
Fabrik
Grundsätzlich ist  das Konzept Mensa eine sehr gute Idee,  die Menschen
mittags zu versorgen. Man kann zusammen mit den Freund:innen essen, es
ist günstig und es muss nicht selbst gekocht werden. Wir als Marxist:innen
befürworten diese Idee also und wollen einen Ausbau solcher Institutionen,
da so vor allem Frauen entlastet werden, die häufig für das Kochen zuständig
sind – es muss nicht mehr jeder sein eigenes Süppchen kochen und wird so
entlastet. Auch fällt es leichter, sich vollwertig zu ernähren, da es häufig
schwer ist, zwischen Job, Haushalt, Lernstress und dem, was sonst in der
kapitalistischen Gesellschaft anfällt, Zeit für gesunde Ernährung zu finden
und die  hohen Lebensmittelpreise  in  Zeiten von Inflation diese ebenfalls
erschweren.

In vielen der genannten Bereiche gibt es schon eine Kantine oder Mensa.
Allerdings sollten diese nicht nur Mittagessen, sondern auch alle weiteren
Mahlzeiten anbieten,  so  dass  die  Menschen aus ihrer  häuslichen Sphäre
herauskommen und mit  ihren Freund:innen,  Verwandten usw. in Kontakt
treten können. Das dämmt die durch den Kapitalismus erzeugte, zunehmende
Vereinsamung ein. Leute können beim Essen neue Kontakte knüpfen, was



häufig  in  den  eingefahrenen  Konzepten  in  Schulen  nicht  möglich  ist.
Schüler:innen, die nicht ins Bild passen, müssen sich oft die Schmach geben,
alleine zu essen. Dabei sollte auch das ja eigentlich nicht schlimm sein. Es
gibt  Menschen,  die  Ruhe  beim  Essen  brauchen.  Auch  das  sollte  in  die
Konzepte der Kollektiven Kantinen mit  eingebracht werden und es sollte
Bereiche geben, in denen es ruhiger zugeht.

Kostenloses Schulessen –  Wer soll  das bitte
bezahlen?
Die  Ampelregierung  hat  aufgrund  des  Haushaltslochs  immer  weitere
Sparmaßnahmen angekündigt. In Zeiten von allgegenwärtiger Armut sind die
Folgen verheerend. Wir fordern, dass unser Essen in Schule und Betrieb
künftig kostenlos ist.  Auch die Mitarbeitenden in der Küche müssen fair
bezahlt werden. Dabei kommt von Neoliberalen immer wieder die Frage nach
der Finanzierbarkeit auf – natürlich nur wenn es um soziale Absicherungen
oder  Hilfen  geht.  Das  Essen  ließe  sich  durch  stärkere  Besteuerung  der
Reichen  bezahlen.  Diese  reformistische  Forderung  lässt  sich  auch  im
bürgerlichen Staat umsetzen, wie bspw. Frankreich zeigt. Cateringservices,
die Schulen, Kitas und Unternehmen beliefern, sollen enteignet und unter
Arbeiter:innenhand gestellt werden, um sie so der Profitlogik zu entziehen.
Keine Profite mit unserem Essen!

Die  Strategie,  die  die  Ampelregierung  vorgestellt  hat,  wird  wohl  kaum
umgesetzt werden, auch wenn es grundsätzlich gute Verbesserungen wären,
die tatsächlich zu gesünderer Ernährung und mehr Nachhaltigkeit beitragen
würden,  wenn  sie  umgesetzt  werden.  Aus  dem  Strategiepapier  geht
allerdings nicht hervor, wie das bezahlt werden soll, was dann darin münden
wird, dass sich keiner für die Finanzierung verantwortlich fühlen wird. Auch
wirft die Strategie nicht die soziale Frage auf. Landwirtschaftsminister Cem
Özdemir fordert, dass gutes Essen nicht vom Geldbeutel abhängig sein darf.
Das  sagt  er  zwar,  dennoch  gibt  das  Papier  keine  Perspektive,  wie  das
umgesetzt werden soll. Weil keine Taten folgen, scheinen es leere Worte zu
sein. Dementsprechend ist nicht zu erkennen, wem dieses Strategiepapier
überhaupt nützen soll. Das Ministerium für Landwirtschaft und Ernährung



kann sich jetzt zwar auf die Schulter klopfen, da sie das Papier vor dem
Bundestag  durchbekommen  haben  und  dieser  dafür  abgestimmt  hat,
allerdings ist nicht absehbar, dass darauf auch Taten folgen und das Essen
dann auch tatsächlich besser und nachhaltiger wird.

Für Schüler:innenkontrolle der Speisepläne!
Im Prozess, wie das Papier erstellt wurde, gab es ein Bürgerforum, bei dem
einige Menschen ihre Ideen einbringen konnten. Mit sozialistischen Räten
hat das natürlich nichts zu tun und soll es auch nicht. Die Bürger werden
lediglich  angehört,  die  Entscheidungsmacht  liegt  nicht  bei  ihnen.  Dieser
Umstand  ist  kritikwürdig.  Auch  gibt  es  an  manchen  Schulen  einen
„Essensausschuss“, der aus Schüler:innen besteht und von den Schüler:innen
der Schule gewählt wird. Grundsätzlich klingt das erstmal positiv. Allerdings
kann der Ausschuss nur Vorschläge einbringen und vertritt  die  Anliegen
bezüglich des Essens der Schüler:innenschaft. Die hier eingebrachten Ideen
sind nicht verbindlich und oft wird überhaupt nichts davon umgesetzt. Es
scheint,  als  werde beispielsweise die Forderung nach mehr Auswahl  von
vegetarischem oder veganem Essen seit Jahren ignoriert. Der Staat wird uns
auch in der Ernährungsfrage nicht helfen.  Es gilt,  Schüler:innenkomitees
aufzubauen und so eine Opposition zur Schulleitung zu bilden, um auch die
Forderungen, die das Essen betreffen, demokratisch durchzusetzen.

Deshalb fordern wir:

Our  food,  our  choice!  Für  die  demokratische  Entscheidung  über  den
Speiseplan
Kostenloses Schulessen, finanziert durch Besteuerung der Reichen
Die  Vergesellschaftung der  Hausarbeit!  Gemeinschaftliches,  gesundes  und
günstiges Essen für jeden aus kollektiven Großküchen in allen Stadtteilen, in
Unis, Schulen und Betrieben!



4 Mythen über  Sex,  die  wir  in
der Schule gelernt haben – Für
einen  neuen
Sexualkundeunterricht!
Von Erik Likedeeler, Januar 2024

Peinlich berührtes Kichern, „coole“ Lehrfilme aus dem letzten Jahrtausend
und  überforderte  Lehrer: innen  –  so  haben  viele  von  uns  den
Sexualkundeunterricht in Erinnerung. Die meisten Dinge, die wir dort lernen,
sind vereinfacht, veraltet oder schlicht falsch. In diesem Artikel wollen wir
uns 5 Mythen über Sex genauer anschauen.

1. Das Erste Mal: Ein wichtiger Meilenstein?
„Es ist der erste Mann, der die Weichen für deine sexuelle Zukunft stellt“,
heißt es in dem Filmklassiker Mädchen, Mädchen. Zeitschriften, Ratgeber
und auch der Sexualkundeunterricht vermitteln die Botschaft: Das Erste Mal
sollte etwas „ganz Besonderes“ sein.

Doch die Realität sieht für viele anders aus: Manche sind nervös und fühlen
sich unter Druck gesetzt, weil sie glauben, dass eine perfekte Performance
von ihnen erwartet  wird.  Andere wissen nicht,  wie sie sich zu verhalten
haben, schämen sich, wenn nicht alles funktioniert wie es soll oder es nicht
zu einem Orgasmus kommt. Aber muss das so sein?

Sexualität  wird  meist  als  Instinkt  angesehen,  der  in  den  Körper
eingeschrieben ist, und bei dem wir alle von Natur aus wissen sollten, wie es
geht. Doch Sex ist viel mehr als ein biologischer Vorgang: er ist kulturell
hochgradig  ausdifferenziert,  als  Kommunikationsform,  Kunstform  oder
Ausdruck  der  Spiritualität.

Warum sollte also so viel Fokus auf das „Erste Mal“ gelegt werden? Es würde
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ja auch keine:r auf die Idee kommen, „instinktiv“ die perfekte Crème Brûlée
zubereiten zu können, nur weil er:sie gern Süßes isst.

Wie  bei  jeder  anderen  Aktivität  ist  es  auch  beim Sex  in  Ordnung,  sich
vorsichtig  heranzutasten.  Es  ist  okay,  wenn  das  erste  Mal  komplett
durchschnittlich wird. Vielleicht wagt man sich irgendwann an komplexere
Experimente, vielleicht stellt man auch fest, dass man sich überhaupt nicht
weiter ausprobieren möchte.

Sex ist aber auch kein abstrakter Skill, denn „genug gelernt“ haben kann
man dabei nie. Wenn man herausgefunden hat, wie eine einzelne Person gern
befriedigt  werden  möchte,  heißt  das  nicht,  dass  man  diese  Erkenntnis
einfach so auf andere Personen übertragen kann.

Dass Jugendliche sich beim Sex unter Druck gesetzt fühlen, ist kein Zufall,
wenn man bedenkt,  dass uns in  jedem Lebensbereich Konkurrenzdenken
vermittelt wird. Anstatt als Team gemeinsame Lösungen zu erarbeiten, sollen
wir gegeneinander antreten und mit individuellen Ergebnissen beeindrucken.
Was  wir  brauchen,  ist  die  Abschaffung  von  Leistungszwang  und
Bewertungsskalen,  sowie  mehr  Fokus  auf  Zusammenarbeit  und
Kommunikation – sowohl in der Schule als auch in intimen Momenten.

2. Sex, das heißt doch Penis in Vagina?
Strenggenommen gibt  es  nicht  „das“ Erste Mal,  sondern unendlich viele
erste Male, die gemeinsam oder allein erlebt werden können. Sex hat so viele
Facetten, durch die man neue Dinge über sich selbst oder andere Personen
erfahren kann.

Im Sexualkundeunterricht wird sich jedoch hauptsächlich auf eine einzige
Facette von Sexualität konzentriert: den Vaginalverkehr. Dieser Fokus auf
Penis-in-Vagina-Sex  ist  vorherrschend,  weil  es  dadurch  zu  einer
Schwangerschaft kommen könnte und deshalb Verhütung besonders relevant
ist. Doch auch bei anderen sexuellen Praktiken ist Verhütung zur Prävention
von Krankheiten wichtig. Deshalb sollte im Sexualkundeunterricht auch auf
Lecktücher,  Latexhandschuhe  und  Kondomnutzung  beim  Analverkehr



eingegangen  werden.

Viele  Arten  von  queerem Sex,  Selbstbefriedigung  und  Kinks  werden  im
Sexualkundeunterricht ignoriert. Wenn eine sexuelle Aktivität keinen Penis
beinhaltet, wird sie schnell als „Vorspiel“ oder „Petting“ abgewertet. Lesben
bekommen  daher  oft  den  Spruch  zu  hören,  dass  ihnen  „richtiger“  Sex
bestimmt fehlen würde.

Wenn der Unterricht nichts taugt, fangen manche Jugendliche an, Pornos als
Lehrmaterial zu nutzen. Doch auch hier ist weibliche Lust unterrepräsentiert:
in Pornos wird 3x so viel Zeit für Blowjobs aufgewendet wie fürs Lecken.
Viele Menschen haben die Vorstellung entwickelt, die Vagina wäre ein Loch,
das  nur  dazu  dient,  Dinge  einzuführen,  wie  auch  an  Begriffen  wie
(Schwert)scheide  deutlich  wird.

D ie  Untersch iede  zwischen  Vu lva  und  Vag ina  werden  im
Sexualkundeunterricht teils nicht erklärt, genauso wenig wie die Tatsache,
dass  die  allermeisten  Frauen  nicht  durch  „Penetration“  zum  Orgasmus
kommen, sondern durch klitorale Stimulation.

Abschließend  sollte  auch  der  Begriff  der  Penetration  selbst  hinterfragt
werden.  Zu  penetrieren  ist  ein  gewalttätig  konnotiertes  Verb,  das  bei
konsensuellen Handlungen durch „Einführen“ oder „Hineingleiten“ ersetzt
werden könnte. Bini Adamczak kritisiert zusätzlich, dass die Vagina durch
den Begriff der Penetration als passives Organ gedeutet wird und schlägt
„Circlusion“ als Alternativbegriff vor, denn die Vagina umschließt den Penis
und hat damit ebenfalls eine aktive Rolle.

Wir  wollen  uns  nicht  damit  zufriedengeben,  nur  über  die  Aspekte  von
Sexualität  zu  lernen,  die  die  Politik  und  Kapitalist:innen  für  nützlich
erachten. Sexualität ist viel mehr als das Hervorbringen neuer Arbeitskräfte
durch Schwangerschaft und Geburt! Das, was uns Jugendliche beschäftigt,
sollte im Mittelpunkt des Sexualkundeunterrichts stehen. Deshalb brauchen
wir einen Lehrplan, an dem wir aktiv und demokratisch mitwirken dürfen.



3.  Beim  Ersten  Mal  reißt  das
Jungfernhäutchen?
Viele von uns haben im Sexualkundeunterricht gelernt, dass sich über der
Vagina eine Haut spannen würde: eine Art verschließende Frischhaltefolie,
die dann beim ersten Mal vaginalem Sex reißen soll.  Das soll  dann kurz
bluten und wehtun, und dann ist die „Entjungferung“ vollendet. Hinterher
wird man dann zu einem komplett neuen, erwachsenen Menschen – oder?

Das  ist  Unsinn,  denn  beim  Sex  verliert  man  nicht  die  Jungfräulichkeit,
sondern gewinnt vielmehr an Erfahrung dazu. Es braucht kein eigenes Wort,
um  „den  Zustand  davor“  zu  beschreiben,  denn  ein  „Jungfernhäutchen“
existiert  nicht.  Am  Ausgang  der  Vagina  befindet  sich  zwar  eine  Art
Schleimhautkranz,  doch  dieser  ist  grundsätzlich  durchlässig.  Ansonsten
könnte  ja  auch  die  Menstruation  nicht  nach  draußen  gelangen.

Durch das Hineingleiten eines Penis, eines Fingers oder eines Gegenstandes
ändert  sich am Körper nichts.  Falls  es zu einer Verletzung kommt,  heilt
hinterher  alles  genauso  wieder  zusammen,  wie  es  vorher  war.  Kein:e
Gynäkolog:in der Welt kann feststellen, ob eine Person schon mal Sex hatte
oder nicht.

Dass es beim vaginalen Sex blutet, ist nicht wünschenswert, denn derartige
Verletzungen kommen durch zu viel  Reibung und zu wenig Feuchtigkeit
zustande. Der Mythos, dass Blut beim „Ersten Mal“ normal wäre, hat sich
kulturell durch zahlreiche Zwangsehen etabliert, in denen junge Mädchen
von älteren Männern vergewaltigt wurden.

Die Unsicherheit und Distanz, die viele Jugendliche gegenüber ihrem eigenen
Körper verspüren, ist nicht einfach die Folge der vielbeschworenen Pubertät,
sondern auch gesellschaftlich erzeugt. Wenn Jugendliche nicht lernen, dass
Blut und Schmerzen vermeidbar sind, dann könnte das dazu führen, dass sie
zögern, im richtigen Augenblick „stopp“ zu sagen. Menschen einzureden, ihr
Schmerz wäre Teil einer natürlichen Prozedur des Erwachsenwerdens, ist
sexistische Unterdrückung.



Immer  noch ist  es  schwierig,  an  zuverlässige  Informationen zum Thema
Jungfräulichkeit  zu kommen.  In Biologiebüchern und auf  Beratungsseiten
werden völlig falsche Bilder vermittelt und selbst im Medizinstudium werden
falsche  Fakten  gelehrt.  Deshalb  brauchen  wir  eine  Wissenschaft  unter
demokratischer Kontrolle der Arbeiter:innen und finanziert  vom Geld der
Kapitalist:innen.  Eine  Wissenschaft,  die  nicht  zur  Profitsicherung  der
Herrschenden  forscht,  sondern  im  Interesse  der  Unterdrückten.

4. Das Spermium befruchtet die Eizelle?
„Schlag doch mal ein Biologiebuch auf“, wird vielen geraten, die sich aus
einer antisexistischen Perspektive mit dem Thema Geschlecht befassen. Doch
auch die Art, wie wir über Biologie sprechen, ist von Geschlechterklischees
beeinflusst.

Schon  seit  tausenden  von  Jahren  fragen  sich  Menschen,  wie
Schwangerschaften zustande kommen. Sowohl griechische Philosophen der
Antike, als auch christliche Theologen des Mittelalters haben sich Theorien
ausgedacht,  deren Überbleibsel  bis  heute in den Naturwissenschaften zu
finden sind.

Wie biologische Vorgänge in sexistische Erzählungen gepresst werden, lässt
sich  gut  am  Beispiel  von  Eizelle  und  Spermium  beschreiben.  In
Kinderbüchern  und  Lehrfilmen  wird  es  uns  häufig  so  vermittelt:  Die
Spermien  sind  quasi  Mini-Menschen:  schnelle  Schwimmer,  Ritter  oder
Soldaten in einem tödlichen Rennen. Sie kämpfen sich durch das gefährliche
Gebiet der Vagina und des Uterus, die sich gegen die Entdecker zur Wehr
setzen.

Nur einer von ihnen kann überleben und den Preis gewinnen: Die Eizelle als
Trophäe, als schlafende Prinzessin in ihrem Turm, die nur darauf wartet,
dass das größte, schnellste und tollste Spermium endlich in sie eindringt.

In  Wirklichkeit  ist  alles  ganz  anders.  Die  Vagina  ist  keine  feindliche
Landschaft, die sich gegen ihre Eroberer wehrt. Nichts im Körper sträubt
sich dagegen, dass die beiden Zellen zusammenfinden. Stattdessen werden



die Spermien durch die optimale Körpertemperatur und den perfekten PH-
Wert  am  Leben  gehalten.  Der  Uterus  macht  kleine,  wellenförmige
Bewegungen, die ihre Richtung ändern können, um Spermien hineinzulassen.
Der klitorale Orgasmus ist dabei kein überflüssiger Bonus, sondern erhöht
die Wahrscheinlichkeit der Zellverschmelzung um ca. 16%.

Auch  der  Uterus  ist  kein  passiver,  leerer  Raum.  Wenn  sich  Spermien
während des Eisprungs dem Uterus nähern, öffnet sich der Muttermund. Die
Spermien  werden  zunächst  in  kleinen  Einstülpungen  gespeichert,  den
Zervixkrypten. Im Rahmen des Zyklus werden Proteine und Kohlehydrate
gebildet,  welche  die  Spermien  selektieren  und  nacheinander  zur  Eizelle
führen. Keine Spur vom „spannenden Wettkampf“.

Auch  die  Idee  der  Befruchtung  hat  ihren  Ursprung  in  sexistischen
Vorstellungen  über  aktive  Männlichkeit  und  passive  Weiblichkeit.  Das
christliche Konzept der Empfängnis beinhaltet den Mann als Schöpfer des
neuen Lebens und die Frau als passives Gefäß und Nährboden. Männer sind
„potent“ und Frauen sind „fruchtbar“, stimmt’s? Nein, denn die Eizelle ist
kein Acker, der bepflanzt wird. Während der Verschmelzung der Zellen hat
sie eine führende Rolle.  Sie wird nicht „durchstoßen“, sie absorbiert das
Spermium.

Verstaubte Biologiebücher aufzuschlagen reicht nicht, wenn uns darin immer
noch  Rape  Culture  als  Wissenschaft  verkauft  wird.  Wir  brauchen  eine
massive finanzielle Investition in das Bildungssystem, damit das,  was wir
lernen, den aktuellen Stand der Wissenschaft widerspiegelt. Sowohl neues
Lehrmaterial als auch antisexistische Fortbildungen für Lehrer:innen, damit
die alten Märchen endlich auf die Müllhalde der Geschichte wandern können.
Das alles finanziert durch Besteuerung der Reichen und unter Kontrolle von
Schüler:innen & Lehrer:innen!



6 Mythen über Weihnachten, die
wir  dem  Kapitalismus  zu
verdanken haben
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Weihnachten:  Besinnlichkeit,  Liebe  und  tolle  Geschenke  –  oder?!  Vielen
dürfte klar sein, dass es sich hier um Mythen handelt, die für die meisten
Menschen in der Realität komplett anders aussehen. Denn die unbeschwerte
Weihnachtszeit  voller Magie und Vorfreude, wie wir sie aus Erzählungen
kennen und auf die wir jedes Jahr erneut hoffen, ist eine sorgfältig fabrizierte
Illusion des Kapitalismus.

So  schön  und  erstrebenswert  sie  auch  erscheinen  mag:  Gerade  jene
kapitalistischen Gesellschaftsstrukturen halten uns davon ab, im Dezember
(und auch im Rest des Jahres) eine wirklich schöne Zeit zu verbringen. In
diesem Artikel wollen wir uns sechs Mythen konkret anschauen.

Mythos 1: Weihnachten ist das Fest der Liebe
und der Familie
In  Werbungen und Weihnachtsfilmen können wir  es  sehen:  die  liebende
Familie, die sogar für den rassistischen Onkel noch einen Platz am Tisch frei
hat,  in  der sich niemand streitet  (schon gar nicht  über Politik)  und alle
zufrieden sind. Klingt zu schön um wahr zu sein, und so ist es auch, wenn wir
uns die Zahlen dazu anschauen: 30% der Familien berichten von großen
Streitigkeiten und 60% von massiven Beziehungsproblemen.

Wenn  der  Stress,  die  Überreiztheit  und  die  enthemmende  Wirkung  von
Alkohol aufeinandertreffen, können lebensbedrohliche Situationen entstehen.
Um Weihnachten herum ist  die Zahl der Femizide so hoch wie während
keiner anderen Jahreszeit, niemals gibt es so viel Gewalt gegen Kinder. Die
räumliche Enge, die Abschottung von sozialen Kontakten und Rückzugsorten
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außerhalb  der  Familie,  sowie  der  erschwerte  Zugang  zu  medizinischer
Versorgung führen dazu, dass die Überfüllung der Frauenhäuser jetzt gerade
ihren jährlichen Höchststand erreicht.

Diese Umstände sind auf die Veränderungen innerhalb der kapitalistischen
Strukturen zurückzuführen: Früher wurde das Fest in der Dorfgemeinschaft
begangen,  nicht  abgelegen  im  trauten  Familienheim.  Doch  die
Industrialisierung und der Wegzug vieler Arbeiter:innen in die Städte führte
zu einer immer größeren Entfremdung von der Gemeinschaft  und einem
Rückzug  in  die  Familie.  Für  die  kleinbürgerliche  Familie  konnte  ein
besonders  schönes,  pompöses  Weihnachtsfest  zu  einer  Abgrenzung
gegenüber dem ärmlichen Industrieproletariat werden. Während die Kinder
der  bürgerlichen Haushalte  mit  neuen Spielzeugen überschüttet  wurden,
bekamen  die  ärmeren  Kinder  nichts  Vergleichbares.  Besonders  die
Spielzeugindustrie  hatte  einen großen Einfluss  darauf,  dass  Weihnachten
zum „Fest des Kindes“ werden konnte, denn kaum eine andere Zeit im Jahr
bietet so viele Möglichkeiten, den Umsatz anzukurbeln.

Dabei muss hinzugefügt werden, dass die Erfindung von Kinderspielzeug ihre
Grundlage in der Wegentwicklung von den feudalen Lebensverhältnissen hat.
Erstmals  wurde  die  Kindheit  als  ein  eigener,  beachtenswerter
Lebensabschnitt begriffen, den es mit Erziehung und Bildung zu füllen galt.
Die  Kinder  der  städtischen  Gesellschaft  sollten  vom  „echten  Leben“
ferngehalten werden, wohingegen sie früher ein normaler Teil davon sein
durften, und wenn sie noch so klein waren.

Um  der  Entmündigung,  Vereinsamung  und  der  Abhängigkeit  vom
Familienfrieden entgegen zu wirken, treten wir für die Vergesellschaftung
von  Hausarbeit  und  Wohnraum  ein,  um  zu  einem  neuen,  solidarischen
Gemeinschaftsgefühl zu kommen, bei dem niemand auf der Strecke bleiben,
geschweige denn in den Wintermonaten auf der Straße erfrieren muss.

Mythos  2:  Früher  gab  es  mehr  Schnee  an



Weihnachten!
Weiße Weihnachten gibt es nicht mehr und Schuld ist der Klimawandel –
oder?  Wir  wollen  hier  sicherlich  nicht  leugnen,  dass  sich  die
Durchschnittstemperaturen  im  Dezember  in  den  letzten  Jahren  und
Jahrzehnten erhöht haben. Aber mit dem Mythos der weißen Weihnachten
müssen wir trotzdem brechen. Denn in vielen Regionen war es schon früher
eine Ausnahme, wenn an Weihnachten Schnee lag.

Klassischerweise  wird  auch  vom  „Weihnachtstauwetter“  gesprochen,
während der Januar der schneereichste Monat des Jahres ist. Deshalb waren
viele  Weihnachtskartenmotive bis  zur  ersten Hälfte  des 19.  Jahrhunderts
eher  herbstlich  bis  frühlingshaft,  bis  es  möglich  wurde,  Postkarten  zu
verschicken. Motive aus Neuengland wurden populär, wo Ende Dezember
Schnee lag.  Außerdem nahm in  Europa der  Alpentourismus zu,  und zur
Weihnachtszeit wurden aus diesen Regionen Postkarten mit Schneemotiven
verschickt.  Durch  das  Schüren  der  Sehnsucht  nach  Schnee  wurde  das
Tourismus-Marketing weiter angekurbelt. Wer Lust auf weiße Weihnachten
hatte, musste wegfahren. Die alpine Wirtschaft freut sich nach wie vor, wenn
die Umsätze in die Höhe schießen, während die Natur in den Bergen unter
dem Skitourismus leidet.

Heute  kann  die  Besinnung  auf  weiße  Weihnachten  auch  konservativ
angehaucht sein, in Form der Romantisierung der „guten, alten Zeiten“, in
denen das Leben noch in den richtigen Bahnen zu verlaufen schien, ohne
öffentliche Liebesbekundungen von queeren Personen oder gar „gendern“.
Auch  die  romantische  Verklärung  des  Weihnachtsfests  durch
Weihnachtslieder und Romane wie „Eine Weihnachtsgeschichte“ von Charles
Dickens führten zu dem Bild, dass an Heiligabend dicke Schneeflocken fallen
und der Weihnachtsmann mit dem Schlitten kommen muss.

Mythos  3:  Der  Weihnachtsmann  trug  schon
immer rot!
Apropos Weihnachtsmann:  Klassischerweise trägt  der ja  rot  und erinnert
aufgrund  seines  Bartes  manche  von  uns  an  Karl  Marx.  Doch  der



Weihnachtsmann ist alles andere als ein Marxist, denn jedes Jahr aufs Neue
bringt er den reichen Kindern viel  mehr und teurere Geschenke als den
armen  Kindern.  Das  führt  nicht  nur  zu  Enttäuschung  unterm
Weihnachtsbaum und einem schlechten Gewissen bei den Eltern, sondern
auch  zu  Ausgrenzung  in  der  Schulklasse  für  viele,  die  nicht  mit
Markenklamotten oder den neuesten technischen Geräten glänzen können.

Das Bild des Weihnachtsmannes in Rot  ist  eine Leistung der Marketing-
Abteilung  von  Coca-Cola,  welche  dieses  Bild  seit  vielen  Jahrzehnten  mit
globalen Werbekampagnen prägt. Den Weihnachtsmann selbst gab es schon
vorher: Er wurde im 16. Jahrhundert zum Leben erweckt und anschließend
mit einem anderen Volksmärchen verbunden: dem Sankt Nikolaus, einem
griechischen  Bischof,  der  angeblich  Nonnen  aussendete,  um den  Armen
Geschenke  für  ihre  Familien  zu  überbringen.  Daher  stammt  auch  der
englische Name „Santa Claus“.

Von diesem Gedanken ist heute wenig übrig geblieben, doch im Geiste dieser
Tradition (Achtung: Ironie!) sollten wir uns für ein Mindesteinkommen für
Jugendliche,  Schüler:innen  und  Studierende  einsetzen,  angepasst  an  die
Lebenssituation im jeweiligen Land, durch die Besteuerung von Reichtum
und  Kapi ta l ,  sowie  für  d ie  Ente ignung  der  Betr iebe  unter
Arbeiter:innenkontrolle, damit es der Armut nicht nur an Weihnachten an
den Kragen geht!

Mythos 4:  Die  Weihnachtszeit  ist  besinnlich
und friedlich
Die  Weihnachtszeit  ist  ja  sooo  besinnlich,  klar:  Geschenke,  Deko,  Essen
planen  und  organisieren,  putzen  und  nebenbei  auch  noch  Überstunden
machen – läuft! Das trifft hinsichtlich der Hausarbeit und des Mental Load
besonders Frauen, aber dazu erfahrt ihr in dem morgigen Artikel mehr.

Was noch hinzukommt ist, dass Frauen aufgrund ihrer Verpflichtungen im
Haushalt  auch  oft  im  Niedriglohnsektor  angestellt  sind,  oft  auch  mit
mehreren  Mini-  oder  Teilzeitjobs,  um  flexibel  für  die  Kinder  sorgen  zu
können.  Die  Arbeiter:innen  in  diesem  Sektor  müssen  während  der



Weihnachtszeit  besonders  hart  ackern.  Denn  wo  sollen  die  Geschenke
herkommen, wenn nicht aus den Läden, die in manchen Städten auch noch
zum verkaufsoffenen Sonntag einladen? Das Gleiche gilt natürlich auch für
die  Gastronomie,  die  Logistik-  und  Paketdienste.  Schlechte
Arbeitsbedingungen,  wenig  Lohn,  Überstunden  und  im  schlimmsten  Fall
auch  noch  Kund:innen,  die  wütend  werden,  wenn  irgendetwas  nicht
funktioniert,  wie  sie  es  möchten.  Das  ist  die  Realität  von  vielen,  damit
Weihnachten für alle anderen zum Erfolg werden kann.

Hier  sollten  wir  für  Lohnerhöhungen  und  Inflationsausgleiche  eintreten,
sowie,  wie  bereits  erwähnt,  die  Frage  der  Enteignung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  aufwerfen.  Denn  nur  im  Sozialismus  wäre  es
anschließend möglich, die gesamtgesellschaftliche Arbeitszeit zu verringern,
damit nicht nur Weihnachten ruhig und besinnlich werden kann. Wir können
zwar  jetzt  schon  beispielsweise  für  eine  4-Tage-Woche  bei  vollem
Lohnausgleich eintreten, jedoch ermöglicht erst die demokratisch-geplante
und  bedarfsorientierte  Wirtschaftsweise  einen  derartigen  Fortschritt,  da
auch viel weniger produziert werden müsste, wenn nicht “der Markt“ (aka
die Kapitalist:innen) die Produktion bestimmt, sondern die Arbeiter:innen.
Des Weiteren können auch so Ressourcen für Innovationen in der Produktion
frei gemacht werden, um die Prozesse noch effektiver zu gestalten.

Auch für Schüler:innen bedeutet die Weihnachtszeit Stress: Kurz vor den
Ferien stehen zahlreiche Klausuren an, und schon kurz nach den Ferien geht
es weiter mit den Halbjahreszeugnissen. Von Leistungsdruck, Notenterror
und dem ständigen Lernen gibt es kaum eine Verschnaufpause. Kann da
wirklich noch von Besinnlichkeit die Rede sein?

Mythos  5:  Selbstlosigkeit  und  Mitgefühl
gehören  zum Weihnachtsfest  dazu!
Frieden und gute Taten gehören für viele zu den Weihnachtstraditionen dazu,
besonders  für  wohlhabende  Menschen.  Dann  schauen  sie  Filme  mit
rührseligen Botschaften an, packen Geschenke für Kinder aus bedürftigen
Familien ein, sind besonders nett zu Obdachlosen und spenden an NGOs.



Was erst einmal toll klingt, hat natürlich einen konkreten Zweck: Wer sich
einmal  im  Jahr  durch  eine  Spende  an  die  Tafel  oder  das  Tierheim das
Gewissen reinwäscht, braucht nicht wirklich für Veränderungen eintreten.
Dann kann man weiterhin die SPD wählen und Kürzungen des Bürgergeldes
befürworten,  anstatt  für  gesellschaftliche Veränderungen einzutreten,  mit
denen Obdachlosigkeit und Armut auf den Scheiterhaufen der Geschichte
geworfen werden können.

Eine solche Perspektive können uns NGOs nicht bieten, denn wenn sie im
Kapitalismus bestehen wollen,  dann müssen sie zu einem gewissen Grad
auch nach  dessen  Regeln  spielen.  Auch,  wenn nicht  alle  von  ihnen  nur
Kapitalinteressen vertreten, dienen Stiftungen wie die Bill & Melinda Gates
Foundation  dazu,  den  Kapitalist:innen  ein  menschlicheres  Antlitz  zu
verleihen  und  das  System dadurch  zu  stabilisieren.  Wir  brauchen  keine
privaten Vereine, die sich mit ihrer Wohltätigkeit inszenieren und sich dabei
große  Teile  der  Spenden  in  die  eigene  Tasche  stecken,  sondern  eine
konsequente Verstaatlichung der Bildungs- und Gesundheitssektoren, damit
unser Wohlergehen eben nicht länger von willkürlicher Spendenbereitschaft
abhängt!

Auch  Geschenke,  mit  deren  Einnahmen  vermeintlich  soziale  Zwecke
unterstützt werden, wie beispielsweise handgefertigte Kerzen oder andere
Produkte  aus  Behindertenwerkstätten,  sollen  nur  die  dortige
Überausbeutung  verschleiern.  Anstatt  eines  Lohns  bekommen  die
Arbeiter:innen dort ein sogenanntes „Taschengeld“ in Höhe von 1,46€ die
Stunde. Zynischer geht es also gar nicht!

Ebenso zynisch ist es, wenn Arbeiter:innen in der Weihnachtszeit den einen
oder  anderen  Happen  von  den  Kapitalist:innen  vorgeworfen  bekommen:
Weihnachtsfeiern, bei denen Essen und Getränke auf den Nacken des Chefs
gehen sowie 20 Euro Wunschgutscheine statt Weihnachtsgeld dienen nur der
kleinstmöglichen Befriedung der Arbeiter:innen, um den Frust aufgrund der
Krise und Inflation etwas abzuschwächen, anstatt einfach mal ein höheres
Gehalt zu zahlen. Altruismus sieht anders aus!



Mythos 6: Die Weihnachtszeit macht dick!
Über die Weihnachtszeit nimmt man zu – logisch, wenn man die ganze Zeit
von Leckereien und fettigen Speisen umgeben ist. Aber Moment mal, die
Statistiken  zeichnen  ein  ganz  anderes  Bild:  Die  „Weihnachtspfunde“
betragen im Durchschnitt 370 Gramm, das ist weniger als ein halbes Kilo und
damit wirklich nicht der Rede wert.

Warum hält sich dieser Mythos dennoch so hartnäckig?! Dafür sollten wir
einen Blick darauf werfen, was direkt nach Weihnachten ansteht: Richtig, der
Jahreswechsel.  Zu  einem  der  beliebtesten  Neujahrsvorsätzen  gehört  es,
abzunehmen. Deshalb schießen die Mitgliedszahlen in den Fitnessstudios zu
Beginn  des  Jahres  massiv  in  die  Höhe:  um  ca.  30%  steigen  die
Neuanmeldungen im Januar und Februar. Damit die Diätindustrie mitsamt
Abnehmpillen,  Schönheits-OPs,  Fitnessstudio-Mitgliedschaften  und  Sport-
Equipment was reißen kann, wird der Irrglaube der „Weihnachtspfunde“ in
unsere Köpfe gepflanzt.

Neujahr  ist  die  perfekte  Gelegenheit,  um die  christlichen  Tugenden  der
Mäßigung, des Fastens und des Verzichts zu Geld zu machen. Nicht umsonst
wird  Schokolade  mit  Vokabeln  wie  Sünde,  Verführung  und  Versuchung
beworben. Erst sollen wir zu Weihnachten die Waren kaufen und essen, und
anschließend sollen wir uns dafür schlecht fühlen und Buße leisten, weil wir
uns durch die christliche Todsünde der „Völlerei“ von Gott abgekehrt haben.

Es wird verlangt, dass wir außer Acht lassen, dass Essen ein Grundbedürfnis
ist,  und  uns  von  unserem eigenen  Körper  entfremden,  indem wir  unser
Hungergefühl als einen bösen Trieb verstehen, der bezwungen werden muss,
um näher am „Heiligen“ und weniger abhängig vom „Weltlichen“ zu sein.

Wir sind dagegen, dass die Marketing-Abteilungen der Schönheitsindustrie
uns einreden, unsere Körper wären nicht gut genug. Daher sagen wir: Gegen
die unterdrückerischen Schönheitsideale in Werbung und Medien! Enteignet
die großen Medienhäuser und die kulturschaffende Industrie!



Toxische  Beziehung?  Nein,
psychische Gewalt!
Von Leonie Schmidt, November 2023

Heute ist der 25.11., der Tag gegen patriarchale Gewalt. Und während auch
heute  wieder  viel  über  körperliche  Gewalttaten  bis  hin  zu  Femiziden
gesprochen wird, bleibt psychische Gewalt eher im Dunkeln zurück. Und das
obwohl  den  Schlägen,  Tritten  und  Messerstichen  oftmals  Verbote,
Verhöhungen und Drohungen zuvorkommen (BMFSJ 2014: 91f). Auch wird
psychische Gewalt oft unter das Deckmäntelchen der „toxischen Beziehung“
gesteckt. Das passiert auch in linken Kreisen, wenn feministische Gruppen
Dinge  verlauten  lassen  wie:  „Uns  liegt  kein  Tätervorwurf  vor,  nur  der
Vorwurf einer toxischen Beziehung.“ Warum ist das aber so gefährlich? Im
folgenden  Beitrag  wollen  wir  herausarbeiten,  warum  der  Begriff  der
toxischen  Beziehung  die  Machtverhältnisse  verschleiert  und  Täter  davor
schützt, zur Verantwortung gezogen zu werden.

Laut  einer  Studie  des  BMFSJ ist  in  Deutschland ca.  jede 5.  Frau Opfer
psychischer Gewalt in einer bestehenden Paarbeziehung (2014: 207). Eine
andere Studie führte zu dem Ergebnis, dass 42 % der befragten Frauen im
Erwachsenenalter  bereits  unter  psychischer  Gewalt  litten  (Schröttle  &
Müller  2004:  7).  Hierbei  ist  natürlich anzumerken,  dass  die  Dunkelziffer
höher sein dürfte, denn viele Betroffene erkennen oftmals nicht die Gewalt,
die ihnen angetan wird, oder trauen sich nicht, diese auszusprechen. 87,5 %
der  Frauen,  die  „lediglich“  psychischer  Gewalt  in  Form von  Drohungen
ausgesetzt  waren,  ohne  darauffolgend  auch  noch  körperliche  Gewalt  zu
erleben,  gaben  an,  dass  sie  das  als  belastend  empfinden  und  unter
erheblichen  psychischen  Beschwerden  leiden  würden  (BMFSJ  2014:  24).
Psychische Gewalt ist also alles andere als harmlos. Was aber genau wird
unter psychische Gewalt gezählt? Bei der erwähnten Studie wurde das unter
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den folgenden Begriffen zusammengefasst: Extreme Eifersucht, Kontrolle &
Dominanz,  verbale  Aggressionen  &  Drohungen,  Demütigungen,  sexuelle
Übergriffigkeiten  und  ökonomische  Kontrolle.  Das  kann  zum  Beispiel
bedeuten,  dass  der  Täter  der  Betroffenen den  Kontakt  zu  Freund_Innen
verbietet, finanzielle Ausgaben überwacht oder einschränkt, verbietet, was
die  Betroffenen  anziehen  dürfen,  Drohungen  ausspricht,  die  Betroffenen
beleidigt, als dumm bezeichnet, vor anderen runtermacht, ihre Anwesenheit
komplett ignoriert und nicht auf sie reagiert oder auch explizit einfordert,
dass  die  Betroffene  ihrer  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  oder  Mutter
nachkommen solle. Es gibt natürlich noch viele weitere Beispiele, mit denen
man unzählige Seiten füllen könnte. Wichtig ist aber noch, dass das Ganze
natürlich im Ausmaß variieren kann und es nicht alles Genannte auf einmal
auftreten muss und die verschiedenen Formen auch abwechselnd auftreten
können.

Toxische Beziehung? Was soll das überhaupt
sein?
Seit  das  Modewort  „toxisch“  einen  Einzug  in  unseren  Sprachgebrauch
gefunden hat, hören wir es ständig, so auch, wenn beschrieben werden soll,
dass eine Beziehung vor allem verbale Gewalt beinhaltet. Aber die „toxische
Beziehung“ ist überhaupt kein Fachbegriff, und so ist es schwierig, näher zu
definieren,  was  das  alles  konkret  beinhalten  soll.  Jedoch  wird  das  Wort
„toxische  Beziehung“  oftmals  gleichbedeutend  mit  psychischer  Gewalt
verwendet.  Allerdings  wird  es  noch  mit  einer  zusätzlichen  Bedeutung
versehen, und zwar: Es gibt nicht einen Haupttäter, sondern beide Parteien
sind irgendwie einfach „toxisch“ füreinander und das Zusammenspiel aus
ihrem Verhalten führt zu diesem explosiven, giftigen Gebräu. Wir wollen an
dieser Stelle nicht leugnen, dass es diese Konstellationen auch gibt. Jedoch
dürfte die Mehrheit der Fälle einen zumeist männlichen Haupttäter haben
und  der  Begriff  der  „toxischen  Beziehung“  macht  aus  einem
gesamtgesellschaftlichen  strukturellen  Problem  ein  individuelles.  Studien
kommen  zwar  immer  wieder  zu  unterschiedlichen  Ergebnissen,  ob  die
Haupttäter_Innen psychischer Gewalt nun Männer oder Frauen sind, aber
Verzerrungen basieren oftmals ebenso auf Geschlechterrollen, insofern, dass



Frauen in ihrer Sozialisierung eher lernen, Fehler einzugestehen, oder eher
etwas als psychische Gewalt kategorisieren, als Männer das tun. So spricht
das  BMFSJ  in  einer  Pressemitteilung  von  2023  davon,  dass  80,1%  der
Betroffenen von Partnerschaftsgewalt im Jahr 2022 weiblich sind, während
78,3 % der verdächtigten Täter männlich sind. Offensichtlich kann es auch an
dieser Stelle zu Verzerrungen kommen, denn diese Zahlen basieren auf den
kriminalstatistischen Auswertungen des Bundeskriminalamts, und viele Fälle,
insbesondere psychischer Gewalt, werden natürlich nicht gemeldet, teilweise
auch, weil sie nach deutschem Recht keine Straftat darstellen.

Weswegen  entsteht  (psychische)  Gewalt  in
Partnerschaftsbeziehungen?
Um uns der Antwort zu nähern, warum wir von mehrheitlich männlichen
Tätern ausgehen, gilt es, sich anzuschauen, weswegen (psychische) Gewalt
überhaupt entsteht. Beziehungsgewalt basiert nämlich auf einem ungleichen
Machtverhältnis, denn all die vorher beschrieben Formen der psychischen
Gewalt  zielen  darauf  ab,  dass  sich  die  betroffene  Person  (weiterhin)
unterordnet. Macht in zwischenmenschlichen Beziehungen ist aber nichts,
was einfach in einem Vakuum entsteht, genauso wie der Anspruch, Macht
ausüben  zu  dürfen.  Denn  häusliche  Gewalt  findet  im  Rahmen  der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung statt, welche als
Institution elementar für das Fortbestehen des Kapitalismus ist.

Während die bürgerliche Familie in der herrschenden Klasse eine andere
Funktion hat, auf die hier nicht näher eingegangen werden soll, übernimmt
sie in der Arbeiter_Innenklasse wesentliche Aufgaben zur Reproduktion der
Klasse selbst und somit letztendlich auch des Kapitalismus. Denn hier findet
die Reproduktion der Ware Arbeitskraft statt, was alle Tätigkeiten meint, die
notwendig  sind,  damit  die  Arbeitenden  am  nächsten  Tag  wieder  am
Arbeitsplatz erscheinen und ihrer Arbeit nachgehen können. Darunter zählt
also Kochen, Putzen, Wäsche waschen, aber auch emotionale Sorgearbeit.
Auch die Erziehung von Kindern fällt mit unter diese Kategorie, damit sich so
die Arbeiter_Innenklasse als Ganzes neu reproduzieren kann.



Um  eine  für  das  Kapital  so  günstig  wie  mögliche  Reproduktion
durchzusetzen, wird diese ins Private gedrängt.  Die Arbeiten werden vor
allem von Frauen unentlohnt verrichtet. Dies bildet die Basis für reaktionäre
Rollenbilder,  so  dass  diese  ihrerseits  stetig  zur  Reproduktion  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung  beitragen.  Das  beginnt  schon  im
Kleinkindalter durch Sozialisierung und erstreckt sich über das ganze Leben.

Die Familie existierte aber nicht schon immer, sondern entwickelte sich über
die  Klassengesellschaften  zur  heutigen  Form  hin,  und  die  konkrete
Ausprägung  heutzutage  ist  von  der  jeweiligen  Gesellschaftsverfassung
abhängig.  Im  Allgemeinen  gilt  der  Mann  als  Ernährer  der  Familie,
wohingegen die Frau als Hausfrau tätig wird. Das ist natürlich ein Ideal, was
besonders für die Arbeiter_Innenklasse schwer zu erreichen ist, jedoch zu
Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs zumindest für die bessergestellten
Schichten der Lohnabhängigen ansatzweise etabliert werden kann. Zugleich
wird sowohl mit der Expansion des Kapitalismus wie auch in der Krise die
ökonomische Basis der lohnabhängigen Familie massiv unterhöhlt.

Die Krise der Familie bildet die strukturelle Grundlage der Gewalt gegen
Frauen  in  der  Arbeiter_Innenklasse  innerhalb  von  Familien  oder
partnerschaftlichen Beziehungen,  welche der Familie ähneln.  Denn durch
diese hat der Mann das Problem, dass er der Rollenerwartung als Ernährer
der Familie nicht mehr nachkommen kann, während die Frauen einerseits in
die Lohnarbeit gezwungen werden und andererseits aufgrund der schlechten
Arbeitsbedingungen im Niedriglohnsektor, in welchem sie oft tätig sind, nicht
die Möglichkeit  haben,  dem Täter zu entfliehen.  Dieses widersprüchliche
Verhältnis  zwischen  Idealbild,  Geschlechterrolle  und  Notwendigkeit  der
Integration  in  den  Arbeitsmarkt  ist  nicht  im  Rahmen  des  Kapitalismus
aufzulösen  und  sorgt  letzten  Endes  in  seiner  Unabdingbarkeit  und
Perspektivlosigkeit  auch  dafür,  dass  die  extremste  Form der  häuslichen
Gewalt, der Femizid, zu Tage tritt.

Hinzukommt, dass aggressives Verhalten in der männlichen Sozialisation und
im  männlichen  Rollenbild  nicht  geahndet,  sondern  eher  bestärkt  wird.
Kontrolle und Eifersucht werden gar als romantisch angesehen, Vorschreiben
der Kleidung als Sorge um die Sicherheit,  eine nichtarbeitende Hausfrau



haben zu wollen als „provider mindset“, usw.

Betroffene wehren sich – und werden selbst zu
Täter_Innen?!
Manche  Betroffene,  welche  nicht  aus  der  gewaltvollen  Situation  fliehen
können und Tag ein Tag aus missbräuchlichem Verhalten ausgesetzt sind,
haben irgendwann genug und beginnen sich zu wehren, denn es gibt immer
eine Grenze hinsichtlich dessen, was eine Person ertragen kann. Das wird
auch als reactive abuse bezeichnet. Die Bezeichnung ist aber eigentlich eher
ungenau,  da  es  sich  in  diesem  Moment  viel  mehr  um  eine  Art
Selbstverteidigung handelt, da die Betroffenen durch die andauernde Gewalt
in einen „Fliehen oder Kämpfen“-Modus gebracht werden. Diese Reaktion auf
konstante Gewaltausübung wird vom Täter  aber genutzt,  um eine Täter-
Opfer-Umkehr  durchzuführen  oder  auch  um  den  Begriff  der  toxischen
Beziehung zu verwenden. Denn immerhin hat die betroffene Person sich ja
jetzt  auch  mal  falsch  verhalten.  Hier  zeigt  sich  auch  wieder,  was  wir
gesamtgesellschaftlich  als  Bild  von  dem  „perfekten  Opfer“  haben.  Das
„perfekte Opfer“ soll stillsitzen, ertragen, schüchtern und am Boden zerstört
sein, damit die Gesellschaft ihr wirklich Glauben schenken kann. Wenn sie
dann aber nach monate- oder jahrelanger psychischer Gewalt anfängt, nicht
alles hinzunehmen, hat sie jegliche Chance darauf vertan, dass zumindest
anerkannt wird, dass es sich wirklich um ein missbräuchliches Verhältnis
handelt.  Hier wird eben auch der Begriff der „toxischen Beziehung“ zum
Mittel für den Täter, um sich aus der Verantwortung zu ziehen. Denn der
Begriff  kann schließlich  beschreiben,  dass  es  sich  nicht  um Missbrauch,
sondern um ein gegenseitiges falsches Verhalten handelt.

Es heißt psychische Gewalt!
Als  Marxist_Innen  dürften  wir  die  Augen  nicht  davor  verschließen,  dass
Beziehungsgewalt,  auch wenn sie so vermeintlich unsichtbar daherkommt
wie psychische Gewalt, ein patriarchal geprägtes Phänomen ist. Da es sich
um  kein  individuelles  Problem  handelt,  sollten  Begriffe  wie  „toxische
Beziehung“, die diesen Missbrauch verharmlosen und Täter-Opfer-Umkehr



begünstigen,  zwingend  hinterfragt  und  geprüft  werden.  Um
Beziehungsgewalt also zu beenden, müssen wir den Kapitalismus mitsamt
seinen patriarchalen Strukturen überwinden. Aber es gilt selbstverständlich,
im Hier  und  Jetzt  anzusetzen,  weswegen  wir  den  massiven  Ausbau  von
Beratungsstellen und Unterkünften für Betroffene von partnerschaftlicher
und/oder häuslicher Gewalt fordern. Diese sollen bezahlt werden durch die
Gewinne  der  Kapitalist_Innen  und  der  Enteignung  ihrer  Betriebe.  Des
Weiteren  setzen  wir  uns  ebenso  für  massive  Investitionen  in  den
Gesundheitssektor  ein,  damit  es  genügend  Therapiemöglichkeiten  gibt.
Natürlich  braucht  es  auch  massive  Aufklärungskampagnen  in  den
Gewerkschaften und Organisationen der Arbeiter_Innenklasse und Jugend.
Ebenso  relevant  ist  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit,  um  einen
Grundstein  zu  legen,  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  zu
transformieren.  Einerseits  würde  das  die  Isolation  aufheben,  in  der
partnerschaftliche  und  häusliche  Gewalt  oftmals  erst  möglich  wird,  und
andererseits  wäre  es  ein  wichtiger  Schritt,  dem  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und somit den Geschlechterrollen an den Kragen zu gehen.
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TV-L: Warum unsere Lehrkräfte
streiken!
November 2023

1. Warum unterstützen wir Streiks?
Wir befinden uns gerade mitten im Tarifkampf für einen neuen Tarifvertrag
der  Länder  (kurz:  TV-L).  Konkret  geht  es  um  insgesamt  2,5  Millionen
Beschäftigte, die 10,5 % Prozent mehr Gehalt und mindestens 500 € mehr
fordern.  Und was  geht  mich  das  an?  Eine  ganze  Menge!  Klar  ist,  dass
zugegebenermaßen Streiks jeglicher Art, nicht so der Ort sind, an dem sich
Jugendliche super  wohl  fühlen.  Lauter  alte  Menschen ziehen mit  bunten
Westen und nervigen Trillerpfeifen durch die Innenstadt und wenn’s ganz
doof kommt, fährt dann auch noch kein ÖPNV, die Krankenhäuser sind dicht,
der Müll wird nicht abgeholt oder Geschäfte sind geschlossen. Doch genau
hier  zeigt  sich,  die  reale  Macht,  die  Streiks  entfalten  können:  Da  das
Fortlaufen der kapitalistischen Produktionsweise darauf beruht, dass sich die
Kapitalist_innen  gesellschaftlich  geschaffenen  Mehrwert  privat  aneignen,
wird sie durch Streiks dort getroffen, wo es ihr am meisten weh tut – bei den
Profiten. Wenn eine ganze Belegschaft also kollektiv nicht zu Arbeit geht,
können die Kapitalist_innen auch keinen Mehrwert abschöpfen und das wird
sich sehr schnell negativ auf ihre Profite auswirken, sodass sie gezwungen
sind, auf die Forderungen der Streikenden einzugehen. Deshalb haben die
organisierte Arbeiter_innenklasse und ihre Streiks eine so wichtige Rolle,
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wenn es darum geht, das kapitalistische System aus den Angeln zu heben. Ob
zum Beispiel im Kampf gegen den Klimawandel durch mehr Geld, bessere
Arbeitsbedingungen und ein ausgebautes Schienennetz bei der Bahn oder
gegen den Umbau unserer Krankenhäuser zu Wirtschaftsunternehmen in der
Pflege.  Ebenso wurden bedeutende historische Errungenschaften wie das
Frauenwahlrecht  oder  das  Ende  des  Ersten  Weltkrieges  durch  Streiks
durchgesetzt.  Auch  wenn  die  meisten  Streiks  nicht  unmittelbar  das
kapitalistische  System  als  Ganzes  in  Frage  stellen,  lässt  doch  jede
durchgesetzte  Streikforderung  das  klassenkämpferische  Bewusstsein  der
Arbeiter_innenklasse anwachsen und ist ein Etappensieg im Kampf unserer
Klasse gegen das  Kapital.  Ob bei  der  Bahn,  in  der  Pflege oder  bei  den
Angestellten der Länder: Jeder Streik verdient unsere vollste Solidarität!

2. Worum geht’s beim TV-L?
Die  Anzahl  der  Beschäftigten,  deren  monatliche  Löhne  durch  den
Tarifvertrag  der  Länder  geregelt  werden,  ist  mit  2,5  Millionen  ziemlich
beachtlich.  Das  sind  so  viele  Menschen  wie  in  München,  Leipzig  und
Dortmund  zusammen  wohnen!  Dazu  zählen  vor  allem  Lehrer_innen  und
Erz ieher_ innen,  aber  auch  v ie le  Verwaltungsangeste l l te ,
Sozialarbeiter_innen,  Bauingineur_innen,  Schulpsycholog_innen,
Stadtplaner_innen,  Systemtechniker_innen,  Baumpfleger_innen,
Hausmeister_innen  usw.  –  alle  Beschäftigten,  die  bei  den  Behörden  und
Institutionen des jeweiligen Bundeslandes angestellt sind. Leider zählen auch
die Bullen dazu, die wir natürlich nicht als Teil der Arbeiter_innenklasse,
sondern als Prügelknechte des bürgerlichen Staates betrachten. Wir treten
für  den  Ausschluss  ihrer  Gewerkschaften  aus  dem  Deutschen
Gewerkschaftsbund  (DGB)  ein  und  solidarisieren  uns  nicht  mit  ihren
Forderungen nach besseren Arbeitsbedingungen, um uns zu schlagen und
festzunehmen. So wie viele Bullen sind leider auch viele Lehrer_innen und
andere  Landesbeschäftigte  Beamt_innen  und  dürfen  aufgrund  des
restriktiven deutschen Streikrechts nicht selbst auf die Straße gehen, um für
ihre Forderungen zu kämpfen.

In  einem  Tarifvertrag  werden  zwischen  Arbeitgeber_innen  und



Gewerkschaften  die  Rechte  und  Pflichten  der  Beschäftigten  und  der
Arbeitgeber_innen  festgeschrieben  und  bieten  für  die  Arbeiter_innen  die
Möglichkeit,  Forderungen  nach  besseren  Arbeitsbedingungen  vertraglich
festzuschreiben. Die Forderung mit denen nun die Gewerkschaften ver.di, die
GEW und der Deutsche Beamtenbund für einen neuen TV-L in den Kampf
ziehen sind 10,5 Prozent mehr Gehalt für alle. Und da 10,5 % mehr bei den
niedrigen Einkommensgruppen nicht so viel ist, fordern sie mindestens 500
Euro mehr.  Angesichts einer allgemeinen Teuerungsrate von 14% in den
letzten 2 Jahren liegt diese vorsichtige Forderung aber sogar noch unter
dem, wie die anstrengende Arbeit der Landesbeschäftigten täglich entwertet
wird. Außerdem sollen die studentischen Beschäftigen an den Universitäten,
die  aktuell  in  vielen Bundesländern vollkommen wild  bezahlt  oder  nicht-
bezahlt  werden,  auch in  den Tarifvertrag  mit  eingegliedert  werden.  Der
Arbeitgeberverband  der  Länder  (TdL)  hat  jedoch  bereits  in  der  ersten
Verhandlungsrunde gesagt,  dass er alle Forderungen komplett  überzogen
findet  und  angesichts  „leerer  Kassen“  keine  Möglichkeit  sieht,  diese
umzusetzen.  Wenn wir  uns ansehen,  dass der deutsche Staat  jedoch ein
mehrere Milliarden hohes Steuerplus erwartet  und 100 Milliarden in die
Bundeswehr steckt, wird klar, dass das einfach nur eine dreiste Lüge ist.
Vielmehr ist  die Ampelregierung einfach nicht dazu bereit,  mehr Geld in
Bildung,  Erziehung  und  andere  öffentliche  Aufgaben  zu  stecken.  Die
Blockadehaltung der TdL ist Teil des gigantischen Sparprogrammes, mit dem
in  der  sozialen  Daseinsvorsorge  gekürzt  werden  soll,  um  die  gesparten
Milliarden  in  Aufrüstung  und  Unternehmenssubvention  zu  stecken.  So
verkörpert  der  Haushaltsentwurf  der  Ampel  für  2024  einen  fetten
Sozialkahlschlag,  den  wir  so  seit  der  Agenda  2010  nicht  mehr  gesehen
haben. Konkret geht es darum in Bildung, Obdachlosenhilfe, Sozialer Arbeit,
Humanitärer Hilfe, Katastrophenschutz, Bundesfreiwilligendienst, Prävention
gegen sexuelle  Gewalt,  BAföG und Hilfe  für  Menschen mit  Behinderung
mehrere  Milliarden  wegzukürzen,  um  diese  in  Bundeswehr  und  die
Unterstützung  von  Unternehmen  („Wachstumsförderungsgesetz“)  zu
stecken. Die Landesbeschäftigten müssen also erkennen, dass sie mit ihrem
Kampf für einen TV-L gegen diese brutale Umverteilung öffentlicher Gelder
vorgehen können!



3. Warum betrifft das uns Schüler_innen?
Wie  oben  schon  erwähnt,  betrifft  uns  eigentlich  jeder  Streik,  denn
erfolgreiche Streiks sind auch wieder motivierend für andere Berufsbranchen
und heben das Bewusstsein der Klasse im Allgemeinen. Doch gerade beim
TV-L geht es konkret um die Frage, wie viel Geld in die Rüstung und viel in
die Schulen gesteckt wird. Ob kaputte Schulgebäude, stinkende Schulklos,
mehr  Klassenarbeiten,  gestresste  Lehrer_innen  oder  ständiger
Unterrichtsausfall: die aktuelle Bildungskrise hängt davon ab, wie viel Geld
der Staat für die Schulen auf den Tisch legt. Somit sind wir zwar nicht direkt
durch den TV-L betroffen, da wir kein Geld fürs Lernen erhalten. Jedoch
betrifft uns sein Ergebnis indirekt sehr stark, denn ein starker Abschluss
bedeutet eine feste Zusicherung von mehr Geld im Bildungssystem, mit dem
strukturelle Probleme wie der Personalmangel angegangen werden können.
Ein  starker  TV-L  bedeutet,  die  Umverteilungsplänen  der  Ampel  mit  den
Mitteln des Klassenkampfes ein Stück weit aufzuhalten. Wenn am 28.11. also
unsere Lehrer_innen für den TV-L streiken, heißt das nicht nur Schulausfall,
sondern das heißt, dass sie unsere vollste Unterstützung bei ihrem Kampf
brauchen. Auch wenn Frau Schmanz ungerechte Noten gibt und Herr Weiß
den langweiligsten Unterricht der Welt macht – in diesem Kampf stehen wir
an ihrer Seite, denn ihr Kampf ist auch der unsere. Jede Schwäche in ihrer
Mobilisierung  wird  den  Arbeitgeberverband  nur  dazu  ermutigen,  ein
schlechteres  Ergebnis  und  damit  weniger  Geld  im  Bildungssystem
durchzusetzen.

4. Wie können wir die Streiks für den TV-L
unterstützen?
Am  28.11.  werden  bundesweit  die  angestellten  Lehrer_innen  streiken.
Meistens gibt es am Streiktag selbst einen Streikposten vor dem Schultor.
Dort kann man vor Ort mit den streikenden Lehrer_innen reden, wie wir sie
unterstützen können. Wenn sie korrekt sind, nehmen sie uns vielleicht auch
direkt mit auf die Streikdemo oder machen daraus eine Politik-Exkursion.
Oder ihr geht einfach selbst hin, wenn der Unterricht wegen des Streiks
komplett ausfallen sollte. Ihr könnt auch ein kleines Flugblatt schreiben, dass



ihr die Idee cool findet, und allen Lehrer_innen ins Fach legen. Auch das
motiviert  sie  und  hilft  ihnen  vielleicht  auch  bei  Konflikten  mit  der
Schulleitung,  die  Streiks  meistens  gar  nicht  toll  findet.  Auf  einer
Vollversammlung  oder  Sitzung  der  Schüler_innenvertretung  kann  eine
gemeinsame  Erklärung  verabschiedet  werden,  dass  der  Streik  von  uns
Schüler_innen unterstützt wird. Wichtig ist, dass ihr gleich loslegt, denn der
28.11. ist nicht mehr weit entfernt.

Da  wir  uns  jedoch  mit  unseren  Lehrer_innen  als  gleichberechtigte
Partner_innen  im  Kampf  gegen  die  geplanten  Angriffe  auf  das
Bildungssystem verstehen, ist es wichtig, dass wir nicht nur die Forderungen
der Gewerkschaften unterstützen, sondern auch eigene Ideen aufwerfen, um
die Probleme anzugehen, die uns täglich in der Schule betreffen. Wir fordern
deshalb zum Lehrer_innenstreik auch die Bildung einer Beschwerdestelle
gegen Diskriminierung an jeder Schule.  Diese muss unabhängig von der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler_innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Außerdem braucht
die  Beschwerdestelle  eigene  Befugnisse,  um  auch  selbst  gegen  die
Diskriminierung aktiv werden zu können. Das ist keine ferne Zukunftsmusik,
sondern  wir  können  gleich  morgen  damit  beginnen,  diskriminierenden
Strukturen  an  unseren  Schulen  den  Kampf  anzusagen!

5. Wie geht es nach dem 28.11. weiter mit dem
TV-L?
Leider verstehen sich die Führungen der Gewerkschaften in Deutschland
nicht als Anführer_innen im Klassenkampf, sondern eher als Co-Verwaltung
des kapitalistischen Systems. Das haben wir beispielsweise daran gesehen,
dass sie keine großen Kampfmobilisierungen gegen die Corona-Krise,  die
Klimakrise oder die Aufrüstungspolitik organisiert, sondern stattdessen den
Burgfrieden  mit  dem  deutschen  Kapital  gesucht  haben.  Es  ist  also  zu



erwarten, dass sie nicht die volle Stärke ihrer Basis mobilisieren werden,
dort  wo  sie  schwach  aufgestellt  sind  großangelegte  Kampagnen  zur
Mitgliedergewinnung  starten  und  dann  ausgehend  vom  Vollstreik  die
Urabstimmung zum unbefristeten Erzwingungsstreik einleiten. Das bräuchte
es aber, denn die einzelnen Nadelstiche der aktuellen Streikpolitik von ver.di
und GEW tun dem Arbeitgeberband nicht weh, sodass dieser wahrscheinlich,
wie schon zuvor beim Tarifvertrag Öffentlicher Dienst (TV-ÖD), mit einem
schlechten Abschluss mit schlappen 5,5 % Lohnerhöhung rechnet. Dass die
Gewerkschaftsführungen nicht  gewillt  sind,  sich mit  voller  Stärke in den
Kampf zu werfen, zeigt sich schon daran, dass gar nicht geplant ist, dass alle
Beschäftigtengruppen  am  selben  Tag  streiken.  Stattdessen  streiken  alle
Berufsgruppen total vereinzelt,  heute die Erzieher_innen, übermorgen die
Lehrer_innen.  Diese  Taktik  freut  allein  die  Arbeitgeber.  Dass  die
Beschäftigten auf diese Vereinzelung eigentlich keine Lust haben, hat am
17.10.  eindrucksvoll  eine  Streikversammlung  der  Berliner  Lehrer_innen
gezeigt,  bei  der  die  absolute  Mehrheit  für  eine  Zusammenlegung  der
Streiktage gestimmt hat. Ähnlich hat sich auch das ver.di-Aktionskomitee der
FU Berlin positioniert. Dieses klare Stimmungsbild wurde jedoch von der
Bürokratie  übergangen.  Dieses  undemokratische  Verständnis  von
Gewerkschaftspolitik zeigt uns, dass es in allen Betrieben und Einrichtungen
Streikkomitees  brauch,  die  über  wähl-  und abwählbare Delegierte  selber
entscheiden, welche konkreten Kampfhandlungen als nächstes unternommen
werden und wie die nächsten Streiktage aussehen. Ferner dürfen nicht die
Gewerkschaftsbürokrat_innen  entscheiden,  ob  ein  Angebot  der
Arbeitgeberseite angenommen wird, sondern nur die Streikenden selbst!

INTERVIEW: Situation am Ernst-
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Abbe-Gymnasium
Vorgestern wurde die von uns angemeldete Demonstration unter dem Motto
„Jugend gegen Rassismus“, welche zusammen mit Schüler_Innen des Ernst-
Abbe-Gymnasiums organisiert  wurde,  durch die Berliner Polizei  verboten.
Neben der allgemeinen Zunahme von Rassismus in unserer Gesellschaft, an
Schulen und in der Politik war der Protest ebenso eine Reaktion auf das
gewalttätige Ausschreiten einer Lehrkraft gegenüber eines Schülers, der ei-
ne palästinensische Flagge hochhielt. Ein ausführliches Statement zu dem
Verbot wird von unserer Seite aus in den nächsten Tagen folgen. Wir haben
jedoch schon ein Interview mit einem Schüler führen können, welcher in den
Prozess des Organisierens eingebunden war. Wir hoffen euch damit einen
Einblick in den derzeitigen Schulalltag auf der Ernst-Abbe und in die Gefühle
der Schüler_Innen nach dieser Enttäuschung geben zu können.

„Wie ist die Situation gerade an der Schule?”
„Wenn  man  mit  Kufiya  rumläuft,  wird  man  von  den  Lehrern  komisch
angeschaut. Wenn man nachfragt, ob man das tragen darf, wird erzählt, dass
das Tragen von politischen Symbolen verboten wäre und in der Schule nichts
zu suchen hat. Laut der Senatorin ist das Tragen von politischen Symbolen
verboten.

Meiner Meinung nach sollten wir tragen, können was wir wollen. Wir sind
fast den ganzen Tag in der Schule und dürfen keine politischen Symbole
tragen. Wozu haben wir den Politik- und Geschichtsunterricht? Warum wird
uns  z.B  erzählt,  dass  wir  in  Deutschland  eine  Demokratie  haben  und
Meinungsfreiheit in Deutschland erlaubt ist. Die Lehrer sind zurückhaltend
und wollen die ganze Sache einfach vergessen, als wäre nichts.”

„Was stört dich an der Diskussion gerade am meisten?”
„Am meisten stört mich, dass die Lehrer nichts davon erzählen was gerade
los ist in der Welt. Einige Lehrer sind so sehr Pro-Israel, dass man es ihnen
anerkennt. Und dann sagen die auch immer, dass sie neutral sind. Einige
Lehrer sind aber nett und stehen hinter uns. Einige tun mir leid weil alle
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Lehrer in einen Sack geworfen werden. Am meisten nervt mich auch das
wegen des Lehrers, der den Schüler geschlagen hat, nichts gemacht wird. Er
hat eine Anzeige bekommen, aber das ist meiner Meinung nach viel zu wenig
für so ein Verhalten!”

„Wie findest du es das die Demo verboten wurde?”
„Unsere  Meinungsfreiheit  wurde  zerstört!  Warum  dürfen  Schüler  ihre
Meinung  nicht  äußern?  In  welcher  Welt  leben  wir?  Wir  sind  doch  eine
Demokratie? In welcher Welt leben wir das und unser RECHT genommen
wird und einfach in die Tonne geschmissen, als wäre nichts passiert. Was ich
auch Scheiße  finde,  ist,  dass  alles  direkt  mit  der  Hamas in  Verbindung
gesetzt wird.”

Schreibt uns an wenn ihr ähnliche Erfahrungen an euren Schulen gemacht
habt! Wir bieten euch an mit uns über die aktuellen Geschehnisse und eure
Erfahrungen mit Gewalt, Rassismus und Repressionen zu reden. Lasst uns
zusammen gegen den Rechtsruck und für ein Leben frei von Unterdrückung
kämpfen!

Gegen die rassistische Repression!
Es zeigt sich dass die Stimmung auf der Schule durch die Repressionen des
Berliner Senats bedrückt und durch die Verbote der Polizei aufgeheizt ist.
Die Schüler_Innen sind wütend dass ihnen die Möglichkeit ihre Meinung auf
die  Straße zu tragen genommen wurde.  Wir  sehen wie die  AfD in allen
Bundesländern in Wahlen und Wahlprognosen an Stimmen gewinnt. Neben-
bei rücken alle Parteien weiter nach Rechts, wir sehen diese Entwicklung an
der Zunahme der rassistischen Hetzte der CDU und der von der gesamten
Ampelregierung getragenen Asylrechtsverschärfung. Schüler_Innen können
sich  nicht  offen  gegen  den  Rassismus  an  ihren  Schulen  und  in  der
Gesellschaft aussprechen, geschweige denn die massiven Angriffe auf Gaza



durch  israelischen  Staat  verurteilen.  Lasst  uns  dafür  kämpfen  das  zu
ermöglichen!

Daher fordern wir:

unabhängige Antidiskriminierungsstellen an Schulen und Weg mit
dem Verbot der Kufiya!

Keine Konsequenzen für den Schüler! Aufarbeitung des Vorfalls an
der Schule und Suspendierung des Lehrers!

Nein zu allen Formen der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität!
Für das Recht von Unterdrückten, sich gegen ihre Unterdrücker zu
organisieren!


